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Dr. Matthias Schulze-Böing

Governance, Kooperations
beziehungen und Netzwerk
arbeit in der „Sozialen Stadt“  
Einige unsystematische  
Anmerkungen

Vorbemerkung

Die folgenden Überlegungen sind aus einem 
Vortrag auf der Konferenz „Lokale Bündnisse 
für Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbe-
darf“ im Dezember 2005 in Erfurt entstanden. 
Sie versuchen, den strategischen Ansatz der 
„Sozialen Stadt“ in die aktuelle Situation der 
Städte einzuordnen und die Voraussetzungen 
für eine innovative Entwicklungspolitik auf 
Seiten von lokaler Politik und Verwaltung zu 
skizzieren. Einige praktische Überlegungen 
zur Netzwerkarbeit im Rahmen der Umsetzung 
von Projekten der „Sozialen Stadt“ schließen 
sich an.

Herausforderungen an die Städte in einer Zeit 
beschleunigten Wandels

Städte sind Orte, in denen gesellschaftliche Wi-
dersprüche und Konflikte besonders deutlich 
werden. Städte sind aber auch Orte der Inno-
vation und des kreativen Wandels. 

Die Städte in Europa haben eine lange und 
überwiegend erfolgreiche Geschichte der Be-
wältigung sozialer Probleme und gelingender 
Integration. 

Die Städte sind gegenwärtig besonderen 
Belastungen und Herausforderungen ausge-
setzt. 

Der Übergang von alten Industrien zu neu-
en Wirtschaftsstrukturen hat zu Arbeits-
platzverlusten, Anpassungsproblemen in 
lokalen Arbeitsmärkten und hoher Arbeits-
losigkeit geführt. Die Städte müssen einen 
großen Teil der damit verbundenen Kosten 
über Steuerausfälle und steigende Sozial-
lasten tragen.
Als Folge von Arbeitslosigkeit bilden sich 
gerade in den größeren Städten neue 
Schichten von Menschen mit besonders 
Risiken der dauerhaften Ausgrenzung he-
raus – Langzeitarbeitslose, Menschen ohne 
Qualifikation und Beschäftigungsfähigkeit, 
Menschen mit komplexen Syndromen indi-
vidueller und sozialer Benachteiligung.
Der demographische und soziale Wandel 
stellt auch die Städte vor erhebliche He-
rausforderungen. Städte wie Frankfurt am 
Main, in denen bereits die Mehrheit der 
Haushalte nur aus einer Person besteht, 
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sind Vorboten einer Gesellschaft, in der tra-
ditionelle Bindungen geringere Bedeutung 
haben werden, soziale Netzwerke also mehr 
als bisher aktiv gestaltet werden müssen. 
Die Standortkonkurrenz der Städte und Re-
gionen hat in Zeiten einer zunehmenden 
Mobilität des Kapitals und der Menschen 
in den letzten 15 Jahren enorm zugenom-
men. 
Die hohe Zuwanderung betrifft vor allem 
die Städte. Stadtteile mit Ausländerantei-
len von 50 und mehr Prozent an der Bevöl-
kerung sind inzwischen keine Seltenheit 
mehr. 
Soziale Probleme ballen sich in benach-
teiligten Stadtteilen. Die Ausgleichskräfte 
im Quartier versagen, Nachbarschaften 
werden überfordert. Konflikte zwischen 
Kulturen und Bevölkerungsgruppen eska-
lieren. 
Nicht zuletzt stellt auch die chronische Fi-
nanzkrise vieler Städte die Kontinuität des 
Modells einer „Sozialen Stadt“ in Frage. 
Nicht nur werden die Mittel für bestehen-
de sozialpolitische Programme knapp. 
Es entsteht angesichts der zunehmenden 
Standortkonkurrenz zusätzlich eine nicht zu 
unterschätzende Budgetkonkurrenz mit an-
deren Politikfeldern wie Kultur, Sicherheit 
und Infrastruktur. 

Städte als Orte von Innovation und  
Integration

Städte waren und sind in besonderem Maße 
Orte der sozialen Innovation, Orte, an denen 
Problemlösungen für die Gesellschaft entwi-
ckelt und erprobt werden, an denen Formeln 
für das Zusammenleben unterschiedlichster 
gesellschaftlicher Gruppen und Milieus ge-
funden werden müssen. Wilhelm Heitmeyer 
sprach vor einigen Jahren einmal von der „In-
tegrationsmaschine Stadt“.

Städte sind – zumindest in der europäischen 
Geschichte – aber auch Motoren des wirtschaft-
lichen, technischen und wissenschaftlichen 
Fortschritts, Generatoren und Katalysatoren 
wirtschaftlichen Wachstums und daraus er-
wachsender gesellschaftlicher Dynamik. 

Diese beiden Dynamiken, wirtschaftliches 
Wachstum und wirtschaftlichen Wandel einer-
seits, soziale Integration und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt andererseits, zu erhalten und 
produktiv zu nutzen, ist eine zentrale Aufgabe 
moderner Stadtpolitik. 

Damit ist ein Spannungsfeld in der Priori-
tätensetzung von Stadtpolitik beschrieben. 
Wirtschaftliche Dynamik setzt soziale Bestän-
de unter Änderungsdruck, schafft Zielkonflikte 
bei der Bindung von Ressourcen und ist sehr 
oft auch gekoppelt mit wachsenden sozialen 

<

<

<

<



E&C-Konferenz: „Lokale Bündnisse für Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – Arbeitsformen, Methoden und Standards“ 
Dokumentation der Konferenz vom 12. und 13. Dezember 2005 in Erfurt

12

Ungleichheiten. 
Die Stadt muss insofern beides leisten:

Wachstum, Innovation und wirtschaftliche 
Dynamik ermöglichen 

und zugleich
den sozialen Zusammenhalt sichern, das 
heißt auch denjenigen Schutz geben und 
faire Teilhabechancen sichern, die das Tem-
po der Entwicklung nicht immer mithalten 
können und zu Modernisierungsverlierern 
zu werden drohen. 

Die „Soziale Stadt“ – Grundlage wirtschaft-
licher Dynamik

Die „Soziale Stadt“ kann als notwendige Kom-
pensation für die Nebenfolgen wirtschaftlichen 
Wandels angesehen werden. Allerdings gibt 
es durchaus Gründe, darüber hinaus davon 
auszugehen, dass ausgeprägte wirtschaftliche 
Dynamik ein gewisses Maß an sozialer Stabi-
lität, Solidarität und Sicherheit voraussetzt. In 
einem Umfeld, das auch ein gewisses Maß an 
Sicherheit und Stabilität bietet und damit dem 
Einzelnen deutlich macht, dass er im Notfall auf 
die Solidarität der Gemeinschaft rechnen kann, 
sind Menschen möglicherweise eher bereit, Ri-
siken einzugehen, sich flexibel neuen Heraus-
forderungen zu stellen und eigene Traditionen 
in Frage zu stellen, als in einem Umfeld großer 
Unsicherheit.� Die „Soziale Stadt“ könnte man 
insofern durchaus als notwendiges Gegen-
stück zur wirtschaftlich dynamischen Stadt als 
Ort von Veränderung, Innovation und Wettbe-
werb sehen. 

Die in jedem Fall spannungsreiche Verknüp-
fung von Sicherheit und Wandel, von Wettbe-
werb und Zusammenhalt, von Tradition und 
Innovation kann man in diesem Sinne als „hi-
storische Mission“ von Stadt und zugleich als 
das zentrale Erfolgsrezept der Stadtentwick-
lung in Europa betrachten.

Das „Soziale“ der Stadt ist jedoch immer 
wieder zu gestalten und neu zu erfinden. Hier 
haben neben traditionellen Formen der Sozial-
politik seit den neunziger Jahren Grundsätze 
des „aktivierenden Staates“ eine zentrale Be-
deutung bekommen. Eine der Grundannahmen 
dabei ist, dass soziale Sicherheit Eigeninitiative 
und Eigenverantwortung der Menschen nicht 
ersticken darf. Sie sollte vielmehr so ausge-
staltet sein, dass Bürger aktiv in die Gestaltung 
ihrer Lebensverhältnisse eingreifen können 
und Mitwirkungsmöglichkeiten erhalten. Akti-

�)  Interessanterweise wird dieser Zusammenhang 
inzwischen auch von Advokaten eines hyperdynamischen 
Wettbewerbskapitalismus betont. „Risk taker“ als zentrale 
Motoren von Innovation und Wachstum brauchen auch 
berechenbare Rahmenbedingungen und, anders als 
neoliberale Anhänger eines Minimalstaats meinen, auch 
ein gewisses soziales Netz zur Abfederung existenzieller 
Risiken. Siehe dazu z.B. Mandel 2004.
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vierung und Beteiligung sind in diesem Sinne 
notwendige Elemente eines zeitgemäßen 
Konzepts sozialer Politik. Diese Erkenntnis ist 
auch eine der wesentlichen Grundlagen des 
Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“. Si-
cherheit, Aktivierung und Beteiligung sind die 
Grundpfeiler, auf denen Konzepte zur „Sozi-
alen Stadt“ aufbauen. 

Governance und neue Steuerung auf lokaler 
Ebene – Etappen der Modernisierungs
diskussion

Zum Thema „governance“ hat sich in den 
letzten Jahren eine differenzierte Diskussion 
der Steuerung und Kontrolle von Organisati-
onen und sozialen Prozessen im privaten und 
öffentlichen Bereich entwickelt. Auf örtlicher 
Ebene ist dabei vor allem die Entwicklung von 
Leitbildern und Konzepten des politischen und 
des Verwaltungshandelns von Kommunen von 
Bedeutung. Dabei gab es eine Reihe von Etap-
pen auf dem Weg von der traditionellen hoheit-
lichen Verwaltung hin zu einem neuen Typ von 
Verwaltungshandeln, wie er dem Leitbild des 
aktivierenden und beteiligungsoffenen Staates 
entspricht. 

Es handelt sich hierbei um einen sehr kom-
plexen und noch keineswegs abgeschlossenen 
Prozess. Dazu an dieser Stelle nur einige Stich-
worte:

Die erste Welle der Verwaltungsreform in 
den Kommunen Anfang bis Mitte der neun-
ziger Jahre orientierte sich sehr stark an pri-
vatwirtschaftlichen Organisationsmodellen 
und der Idee, für den Bürger als „Kunden“ gute 
Dienstleistungen bereitzustellen. Um eine hö-
here Ressourceneffizienz zu erzielen, sollte das 
bürokratische Modell der Verwaltung durch 
das eines „neuen öffentlichen Managements“ 
ersetzt werden. 

Die Grenzen eines solchen Modells waren 
jedoch nicht zu übersehen. Weder entspricht 
die Stellung des Bürgers gegenüber der Ver-
waltung der eines (souveränen) Konsumenten, 
noch lässt sich Verwaltung als Unternehmen 
verstehen, das ausschließlich nach Kosten 
und Nutzen, Kapitaleinsatz und Ertrag arbeitet. 
Dennoch hat dieser Ansatz in den Kommunal-
verwaltungen durchaus produktiv gewirkt, in-
sofern betriebswirtschaftliche Überlegungen 
und die Frage des Nutzens des Verwaltungs-
handelns für den Bürger als Kunden und Träger 
von berechtigten Qualitätsansprüchen damit 
erstmals an zentraler Stelle in das Selbstver-
ständnis von Verwaltung eingegangen sind.

Weitere Entwicklungsetappen versuchten, 
das eher auf die Binnenmodernisierung der 
Verwaltung gerichtete „new public manage-
ment“ im Sinne von Aktivierung und Teilhabe 
als Modell der „Bürgerkommune“ (Gerhard 
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Banner) zu öffnen. Nicht nur effektive Abläufe, 
sondern Dialogorientierung, Transparenz und 
Rechenschaftslegung gegenüber den Bürgern 
waren darin die zentralen Entwicklungsziele. 
Es geht nicht mehr nur um effektives Manage-
ment, sondern um „good governance“ auf lo-
kaler Ebene – ein Leitbild für das Handeln von 
lokaler Politik und Verwaltung, das gerade für 
Programme wie das der „Sozialen Stadt“ wich-
tig zu sein scheint. „Good governance“ um-
fasst, recht verstanden, sowohl ein gutes und 
effizientes Funktionieren der Verwaltung, eine 
ständige Optimierung und Weiterentwicklung 
der Produkte von Verwaltung sowie die Trans-
parenz von Politik und Verwaltung, als auch de-
mokratische Verfahren und die Einbeziehung 
der Bürger als Ko-Akteure und Ko-Produzenten 
der Wohlfahrt des Gemeinwesens.

Der Bürger ist dabei eben gerade nicht nur 
der „Kunde“ für öffentliche Dienstleistungen, 

nicht nur der „bourgeois“, sondern vielmehr 
der „citoyen“, der an der Entwicklung seines 
Gemeinwesens teilhat, aber auch gefordert ist, 
sich aktiv für dessen Weiterentwicklung einzu-
setzen.

Wege zur sozialen Entwicklungspolitik auf 
lokaler Ebene

Das Programm „Soziale Stadt“ setzt einen 
starken Akzent bei der interdisziplinären und 
ressortübergreifenden Bearbeitung der Situa-
tion von Stadtteilen mit besonderem Entwick-
lungsbedarf. Es geht um einen erweiterten 
Begriff von Stadtentwicklung, also nicht mehr 

nur um die bauliche Entwicklung, sondern um 
eine möglichst stark integrierte, in sich abge-
stimmte gesamthafte Entwicklungspolitik für 
Quartiere. Damit werden die Grenzen der tra-
ditionell eher ressortsegmentierten Problem-
bearbeitung überschritten. 

Eine soziale Entwicklungspolitik für be-
nachteiligte Quartiere muss eine Vielzahl von 
kommunalen Politikbereichen einbeziehen, 
darunter natürlich den Städtebau, aber auch 
die Wirtschaftsförderung, die lokale Arbeits-
marktpolitik, die Sozialpolitik und die lokale 
Bildungspolitik. Die integrierte Stadtentwick-
lung der „Sozialen Stadt“ findet, wenn man 
so will, im Schnittbereich der verschiedenen 
Politikfelder statt. 

Diese Verknüpfung von Politikfeldern wird er-
gänzt durch eine Verknüpfung von Verfahren, 
die die inhaltliche Ausrichtung des Konzepts mit 
der Idee der „good governance“ verbindet.

Das Quartiersmanagement ist ein zentraler 
Bezugspunkt von Beteiligungsformen und 
Netzwerkarbeit im Stadtteil. Es stellt eine feste 
Ankerinstitution außerhalb der Verwaltung dar, 
vermittelt zwischen Verwaltung und Bürgern, 
sorgt für Kontinuität der Bürgeraktivierung und 
bringt die Anliegen der verschiedenen Interes-
sengruppen in eine dialogfähige Form. 

Netzwerkstrategien in der „Sozialen Stadt“

Bei Ausführungen zu Netzwerken, Netzwerkpo-
litik, Netzwerkmanagement oder Netzwerkstra-
tegien ist man inzwischen versucht, mit einer 
kritischen Vorbemerkung zu beginnen: Netz-

Verfahren der Organisation und 

Steuerung in der sozialen Stadt

Ressortübergreifende Koordination in der Verwaltung

Bürgeraktivierung und -beteiligung
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werke sind in den neunziger Jahren zu einem 
„hype“ in den Diskursen vieler Politikbereiche, 
von der Sozialpolitik über die Wirtschaftspo-
litik bis hin zur Stadtentwicklung, geworden. 
Alles ist irgendwie vernetzt und vor allem: je 
mehr Vernetzung, desto besser. Netzwerkbil-
dung quasi als Patentrezept, als Ausweg aus 
den Sackgassen von Markt und Staat, in denen 
sich viele Politikansätze, so schien es, verrannt 
hatten. 

Dagegen ist ein nüchterner Blick auf die 
Praxis sozialer Netzwerke angezeigt. Vernet-
zung ist kein Selbstzweck. Netzwerke sind 
zwar ubiquitär, aber keineswegs immer einer 
positiven Entwicklung dienlich. Und nicht zu-
letzt ist der Grat zwischen den „guten“ Netz-
werken und dem „schlechten“ Filz in Politik 
und Gesellschaft schmal. Zudem wird durch 
Netzwerkkonzepte allzu schnell auch die Frage 
von Interessen und Konflikten als natürlichen 
Bestandteilen sozialer Stadtentwicklung aus-
geblendet.

Wenn man über Netzwerkpolitik im Kontext 
des Programms der „Sozialen Stadt“ spricht, 
ist es deshalb sinnvoll, sich zunächst einmal 
klar zu machen, in welcher „Arena“ die Ent-
wicklung von benachteiligten Stadtteilen 
stattfindet und welche Akteure dort legitime 
Ansprüche auf Beteiligung und Mitgestaltung 
erheben. Vor dem Hintergrund meiner eigenen 
Erfahrungen mit einem innerstädtischen Ent-
wicklungsgebiet im Programm sind in dieser 
Hinsicht unter anderem zu nennen:

Bewohner des Gebiets
Gewerbetreibende im Gebiet
Kunden, Besucher (nicht zuletzt auch Park-
plätze suchende …)
Vereine, Initiativen
öffentliche Einrichtungen, Jugendzentren 
usw.
die Stadtverwaltung sowie
nicht zuletzt auch die übrigen Stadtgebiete, 
die ja von der Entwicklung im Gebiet be-
troffen sein können (durch Verdrängungsef-
fekte bei Problemgruppen, durch Lenkung 
knapper Ressourcen in das Entwicklungsge-
biet, durch einen verschärften Wettbewerb 
von Geschäfts- und Wohnstandorten oder 
durch positive „spill over“-Effekte bei einer 
guten Entwicklung des Gebiets).

Der Ansatz einer aktivierenden und beteili-
gungsorientierten Stadtentwicklung zielt ja 
gerade auf die Herausbildung und Stärkung 
neuer kollektiver Akteure in Form von Bewoh-
nerinitiativen, Interessengemeinschaften von 
Gebäudeeigentümern, Gewerbevereinen, 
thematischen Arbeitsgemeinschaften (wie sie 
etwa im Rahmen der Mikroprojekte des Pro-
gramms LOS gefördert werden) und anderen. 
Damit entstehen auch potenzielle Konfliktlinien 
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– etwa zwischen Gewerbe- und Bewohnerin-
teressen, Eigentümer- und Mieterinteressen 
u.a.m. 

Auch die Entwicklungsziele für Stadtgebiete 
bergen Konfliktstoff. So gibt es bei bestimmten 
ethnischen Gruppen durchaus das Bestreben, 
homogene Milieus und besondere Infrastruk-
turen zu bilden, in denen die eigene Kultur 
möglichst weitgehend erhalten und praktiziert 
werden kann – was in der Regel dem Ziel der 
Integration in die deutsche Gesellschaft zuwi-
derläuft. Auch die Fragen von Problemgrup-
penkonzentration oder sozialer Durchmischung 
sind, wie man aus den Erfahrungen der Arbeit 
in sozialen Brennpunkten weiß, keineswegs 
konfliktfrei zu lösen. Geschlossene Milieus von 
Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern/innen 
werden von den Betroffenen zuweilen durch-
aus als schützend und entlastend empfunden, 
insbesondere wenn damit auch familiäre Zu-
sammenhänge verbunden sind. Im Sinne einer 
nachhaltigen Integration möglichst vieler Men-
schen in das Erwerbsleben kann es dagegen 
durchaus sinnvoll sein, solche geschlossenen 
Milieus aufzubrechen. 

Wenn man Stadtteile auch für einkommens-
stärkere Gruppen attraktiv machen will, um 
soziale Durchmischung zu fördern, sind damit 
naturgemäß oft Verdrängungsprozesse ver-
bunden.� Diese laufen zwar in der Regel nicht 
direkt ab, sondern durch einen allmählichen 
Austausch als Folge von Fluktuation der Wohn-
bevölkerung bestimmter Gegenden. Im Ergeb-
nis kann eine Aufwertung von benachteiligten 
Stadtteilen aber durchaus darauf hinauslaufen, 
dass das Angebot an günstigem Wohnraum 
abnimmt und damit einkommensschwächere 
Bevölkerungsgruppen dort weniger als zuvor 
repräsentiert sind.

Für die Organisation von Beteiligung in der 
Quartiersentwicklung ist es wichtig, möglichst 
vielen Foren zu bilden, die verschiedene Inte-
ressen zusammenführen und Konflikte nicht 
kaschieren, sondern sichtbar, aber auch kon-
struktiv bearbeitbar machen. Stadtteilver-
sammlungen und Bürgerforen sind in diesem 
Sinne zentrale Instrumente im Rahmen des 
Programms „Soziale Stadt“. Ein Schwach-
punkt ist dabei allerdings, dass in diesen Foren 
oft artikulationsstarke Gruppen (vulgo: die „üb-
lichen Verdächtigen“) dominieren und artikula-

�)  So hat sich die Stadt Offenbach etwa entschieden, einen 
seit über 40 Jahren bestehenden sozialen Brennpunkt, der 
über Gemeinwesenarbeit und eine Vielzahl sozialer Pro-
jekte über lange Zeit hinweg sehr kostenintensiv gefördert 
worden war, aber seinen Brennpunktcharakter behalten 
hatte, aufzulösen. Die Schlichtwohnungen wurden abge-
rissen und für die Bewohner wurde über das Stadtgebiet 
verteilt neuer Wohnraum gefunden. So weit man bisher 
erkennen kann, hat diese Auflösung des Brennpunktes 
inzwischen mehr für die Integration der Bewohner bewirkt 
als jahrelange Sozialprogramme. 
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tionsschwächere Gruppen trotz ambitionierter 
Handlungsansätzen und hohem Beteiligungs-
aufwand nicht im eigentlich erforderlichen 
Umfang zum Zuge kommen.

Was können Politik und Verwaltung tun?

Wie bereits ausgeführt, ist eine der zentralen 
Herausforderungen des Konzepts der „Sozialen 
Stadt“ an kommunale Politik und Verwaltung, 
Einzelressorts und Politikfelder einer ganzheit­
lichen Entwicklungsperspektive zu unterwerfen, 
also gewissermaßen „systemisch“ zu denken 
und zu handeln. Die politische Zielbildung muss 
dann aus dem „Tunnelblick“ von Einzelressorts 
heraustreten und übergreifend eine Zukunftsvi-
sion für ein Quartier formulieren.

In der Umsetzung kommt es darauf an, an 
möglichst vielen Stellen städtebauliche, so-
ziale und wirtschaftliche Maßnahmen eng zu 
verknüpfen und aufeinander abzustimmen. 
Wie die Erfahrungen mit der Umsetzung des 
Programms „Soziale Stadt“ an vielen Orten 
zeigen, setzt dies erhebliche Lernprozesse in 
den Stadtverwaltungen voraus. 

Die enge und verbindliche Kooperation mit 
Initiativen und Interessengruppen aus Quartie-
ren, aber auch die Bewertung von Akteurskon-
stellationen und die Einbeziehung der für das 
Thema relevanten Akteure ist eine zusätzliche 
Herausforderung. Netzwerke werden nur dann 
effektiv zu Problemlösungen beitragen, wenn 
sie im Hinblick auf das zu lösende Problem 
adäquat zusammengesetzt und die entspre-
chenden Schlüsselakteure auch tatsächlich be-
teiligt sind. Die Fachkompetenz der Verwaltung 
muss in diesem Sinne durch Netzwerkkompe­
tenz ergänzt werden. 

Praxisbeispiel Offenbach

Die Stadt Offenbach hat sich in ihrem Entwick-
lungsgebiet der „Sozialen Stadt“ für einen 
vergleichsweise „schlanken“ Ansatz der Um-
setzung des Programms entschieden. Dessen 
zentrale Elemente sind:

eine ressortübergreifende Steuerungsgrup-
pe innerhalb der Verwaltung (umfasst Bau/
Stadtplanung, Arbeit/Wirtschaft, Soziales/
Jugend);
ein interdisziplinär aufgestelltes Quartiers-
management, das an Dritte vergeben wur-
de;
intensive Beteiligungsverfahren in Pla-
nungsprozessen;
stadtteilbezogene Bürgerforen (z.B. Bürger-
versammlungen mit der politischen Spitze) 
und thematische Foren (z.B. Arbeitskreise 
von Eigentümern von Liegenschaften, zur 
Gestaltung von Hinterhöfen, von Existenz-
gründern usw.).

Anders als in manchen anderen Städten hat 
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man vermieden, zusätzliche formale Gremien 
zu schaffen. Zum einen waren in dem Innen-
stadtquartier bereits unabhängig vom Ent-
wicklungsprogramm viele Gremien aktiv (z.B. 
zur öffentlichen Sicherheit und zur Jugendpo-
litik), zum anderen geht es der Stadt darum, 
die Quartiersthematik möglichst eng an die 
Gesamtentwicklung der Innenstadt anzukop-
peln und Doppelstrukturen, administrativen 
Aufwand und die Überlastung von zentralen 
Akteuren durch einen „Gremien-Overkill“ zu 
vermeiden. 

Ein ganz wichtiger Grund für die intensive 
Beteiligung der Betroffenen an der Planung 
von Maßnahmen ist, die Bürger ein Stück weit 
zu „Eigentümern“ der entsprechenden Projekte 
zu machen und somit ihr Wohnumfeld und die 
öffentlichen Einrichtungen nicht indifferent, 
sondern als Teil der eigenen gestaltbaren und 
zu bewahrenden Lebensumwelt zu betrachten. 
Ganz profan kann eine gelungene Beteiligung 
von Kindern, Jugendlichen und Anwohnern 
etwa an der Planung eines Spielplatzes einen 
großen Beitrag dazu leisten, dass Vandalismus-
schäden gering bleiben und das öffentliche Ei-
gentum pfleglich behandelt wird. 

Fazit

Die Gestaltung der „Sozialen Stadt“ ist eine 
der zentralen Herausforderungen in der aktu-
ellen Situation der wirtschaftlichen Umbruchs 
und der sozialen Krise. 

Städtische Strukturen lassen sich nur lang-
fristig ändern. Inwieweit mit den immer 
knapperen Finanzmitteln der Kommunen 
Veränderungsprozesse, die durch globale 
wirtschaftliche und soziale Entwicklungen 
verursacht sind, durch kommunale Initiativen 
gewendet oder auch nur kompensiert werden 
können, muss allerdings vor dem Hintergrund 
der Wucht dieser Prozesse und der zugleich 
im enger werdenden finanziellen Spielräume 
der Städte in Frage gestellt werden. Das gilt 
auch für die Entwicklung einzelner Quartiere. 
Kleinere Entwicklungsprogramme wie das der 
„Sozialen Stadt“ werden immer nur begrenzte 
Wirkung haben und „große Trends“, die in die 
Quartiere hineinwirken, nicht kurzfristig „dre-
hen“ können. 

Ein intelligentes Design von Programmen 
trägt jedoch dazu bei, den Wirkungsgrad auch 
begrenzter Finanzmittel zu erhöhen. Durch Be-
teiligung und Aktivierung von Bürgern lässt 
sich die Wirkung der Programme verbreitern. 
Durch die Einbeziehung der Interessen der 
„Stakeholder“ in den Quartieren können An-
schlussinvestitionen angeregt und damit ein 
ökonomischer Hebel für die Quartiere mobi-
lisiert werden. Eine vernünftige und zielori-
entierte Netzwerkarbeit kann in diesem Sinne 
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nicht nur die Ressourcen für Entwicklung op-
timieren, sondern, wichtiger noch, die Nach-
haltigkeit der Programme verbessern und si-
cherstellen. 

Dies erfordert neue Steuerungsmodelle in 
Politik und Verwaltung, insbesondere die Aus-
bildung spezifischer Kompetenzen zur Entwick-
lung und Nutzung sozialer Netzwerke. 
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